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weisen, wird erhebliche Probleme aufwer-
fen. Denn Windkraft ist nicht immer beliebt.
Vor allem, wenn es um die Standorte der
Windräder geht.

Was bisher berechtigter Weise System
war, wird ausgehe-
belt – die regionale
Abstimmung. Die
Regionalverbände
sind in der Lage,

auch den vermehrten Standortbedarf im de-
mokratischen Konsens darzustellen. Die
Chance scheint vertan. Stattdessen könnte
sich in Sachen Windräder Wildwuchs breit-
machen. Auch wenn es kaum beabsichtigt
war. Matthias Kuld

Grün-Rot macht auch im Land ernst mit
der beschlossenen Energiewende. Das muss
man positiv sehen. Wäre es nicht so, müsste
man davon ausgehen, dass die gesamte Re-
publik in einigen Jahren in einem Maß von
Energieimporten ab-
hängig wäre, das
wohl kaum beab-
sichtigt war.

Man kann bei der
Vorgehensweise aber auch Mängel entde-
cken, die tief in die bislang gewohnten öf-
fentlichen Strukturen hineinreichen. Die
Aufforderung an die Gemeinden, binnen ei-
nes knappen Jahres Flächennutzungspläne
zu ändern und Windkraftstandorte auszu-

Angemerkt

Von unserem Redaktionsmitglied
Matthias Kuld

Kreis Karlsruhe. Wohin mit
den vielen Windrädern? Eines
bei Völkersbach? Eines bei
Landshausen? Oder auf der
Höhe eines Ettlinger Stadt-
teils? Nicht auszuschließen,
denn wenn es im Landkreis
Karlsruhe überhaupt geeig-

nete Standorte für Windkraft-
anlagen gibt, finden sie sich bei-

spielsweise dort – nicht aber in
Oberhausen und Forchheim. 1 000

weitere Windräder sollen nach den
Vorstellungen der Landesregierung bis

2020 neu gebaut werden. Dafür soll es eine
„windkraftfreundliche“ Novellierung des
Landesplanungsgesetzes geben. Ein Vorhaben,
das in seiner derzeit ersichtlichen Form Land-
rat Christoph Schnaudigel und Regionalver-
bandsdirektor Gerd Hager in Wallung bringt.
Den Ausbau der Windkraft stellen beide nicht
in Frage, aber die Vorgehensweise. Gerd Hager
bringt die Stuttgarter Überlegungen auf einen

Nenner: „Der
falsche Weg zum richtigen Ziel.“

Die Sachlage war bisher so, dass die Regio-
nalverbände so genannte Vorranggebiete, die
für den Bau einer Windkraftanlage sinnvoll
erschienen, und Ausschlussgebiete auswiesen,
wo es besser unterbleiben sollte. Wichtiger
Gedanke dabei war der Ausgleich und die
Diskussion zwischen den Mitgliedsgemeinden
– für einen definierten Raum wurden Stand-
orte vorgeschlagen, die verhindern sollten,
dass Wildwuchs entsteht. Das ist nach der ge-
planten Gesetzesänderung hinfällig. Die
Städte und Gemeinden sollen bis 31. August
ihre Flächennutzungspläne ändern. „Aus-
schlussgebiete“ wie bisher soll es nicht mehr
geben, nur noch Vorranggebiete (siehe Stich-
wort und Angemerkt). Anders ausgedrückt:
Mit wenigen Ausnahmen wie etwa Natur-
schutzgebieten wäre es dann möglich, nahezu
überall Windkraftanlagen darzustellen.

Landrat Schnaudigel sieht mit den grün-ro-
ten Ideen eine ganze Reihe von Schwierigkei-
ten verbunden. Anders als bislang gebe es
künftig kein Gesamtkonzept. Die Planung de-
mokratisch legitimierter Gremien würde mit
einem Federstrich hinfällig, moniert Schnau-
digel, der die anstehende Änderung kritisch
bewertet. Mit Hager ist er einer Meinung, dass

die Gemeinden kaum in der geforderten Frist
die Flächennutzungspläne ändern können.
„Das ist ein komplexer Vorgang, für den man
wenigstens anderthalb Jahre Zeit veranschla-
gen sollte“, sagt der Chef des Regionalver-
bands. Dabei wehren sich beide nicht gegen
Windkraftanlagen, „aber man braucht dafür
eine auf eine Region ausgerichtete planerische
Handhabe.“ Schnaudigel befürchtet, dass
künftig das Landratsamt wohl fast jedem An-
trag auf den Bau eines Windrades wird stattge-
ben müssen, solange die Vorgaben des Immis-
sionsschutzgesetzes eingehalten werden.

Das aber könnte mannigfache Konflikte
zwischen einzelnen Gemeinden hervorrufen,
„weil die meisten guten Standorte an Gemar-
kungsgrenzen liegen“, wie Gerd Hager sagt.
Die Höhe zwischen Malsch-Völkersbach und
Gaggenau-Freiolsheim ist da nur ein Beispiel.
Im Hügelland und im Schwarzwald könne
möglicher Weise überall dort, wo es sich wirt-
schaftlich lohnt, ein Windrad beantragt wer-
den. Die bisherige Zuständigkeit der Regional-
verbände habe einen „Rettungsschirm ge-
spannt“, mit der der „Industrialisierung des
Außenbereich“ entgegengesteuert wurde.

In der weiteren Region Karlsruhe gilt die
„Teufelsmühle“ bei Loffenau als der wind-
technisch geeignetste Standort. Auch in Rich-
tung Gernsbach, Gaggenau, Bühl, Baden-Ba-
den oder Forbach ist die Ausgangslage günstig.
Im Kreis Karlsruhe ist das insgesamt über-
schaubarer. Neben Völkersbach oder auch
Landshausen könnte auch an der Abbruch-
kante Grötzingen/Weingarten über eine Anla-
ge nachgedacht werden.

Service
Informationen zum Thema gibt es im „Wind-

atlas“ der Landesanstalt für Umwelt, Messun-
gen und Naturschutz Baden-Württemberg:
www.lubw.de oder unter windatlas-bw.de.

„Der falsche Weg
zum richtigen Ziel“

Geplantes Windkraft-Gesetz löst Unmut aus

Stichwort

Windhöffigkeit

Ein bei der Windenergiedebatte häufig
verwandter Begriff, der schlicht die „Eig-
nung von Standorten für Windkraft“ be-
schreibt. Das Adjektiv „höffig“ ist aus der
Bergmannssprache entnommen – es be-
deutet so viel wie „versprechend“. madl

Kreis Karlsruhe (BNN). Chlorophyll
wird abgebaut, Anthocyane und andere
Farbstoffe treten in den Vordergrund. So
hört es sich an, wenn Botaniker den
Herbst in chemischen Prozessen beschrei-
ben. Die Wirklichkeit ist schöner.

Die grüne Natur verkleidet sich ein letz-
tes Mal: Gelb, Rot, Orange und die ersten
Brauntöne übernehmen jetzt die Vorherr-
schaft und tauchen die Landschaft im
Landkreis in ein wunderschönes, buntes
Farbenmeer. Ürbigens: es ist das schwin-
dende Licht, das Pflanzen im Herbst dazu
bringt, ihren grünen Farbstoff abzubauen.

Gelb und Rot lösen
im Kreis das Grün ab

STARKE KONTRASTE: Gelber Ahorn auf
blauem Himmel. Fotos: lec

STACHLIG bleiben die Disteln, auch wenn sie
nicht mehr frisch und grün sind.

RANKENDE BROMBEEREN präsentieren
sich in ihrem bunten Herbstkleid.

Kreis Karlsruhe (BNN). Sehr gute Entwick-
lungsaussichten bei der Arbeitsmarktdynamik
und den Jobperspektiven bescheinigt die
„Wirtschaftswoche“ in einem Ranking der Ar-
beitsmarktregion Karlsruhe. Die Studie der
Zeitschrift – gemeinsam mit der Initiative
„Neue Soziale Marktwirtschaft“ und der Köl-
ner IW Consult Deutschland – hat anhand von
sieben Indikatoren 147 Regionen analysiert
und daraus eine Perspektive bis ins Jahr 2020
erarbeitet. Der Raum Karlsruhe schaffte es in
die Top Ten und liegt auf Rang 9. Die Arbeits-
marktregionen Stuttgart und Mannheim er-
reichten die Plätze vier und acht.

Die untersuchten Räume sind zumeist nicht
mit den Stadt- und Landkreisen identisch,
sondern wurden als zusammenhängende Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktregionen definiert.
Zur Region Karlsruhe gehören daher der
Stadt- und Landkreis, der Stadtkreis Baden-
Baden und der Landkreis Rastatt. Auf pfälzi-
scher Seite wurden zudem die Landkreise Ger-
mersheim und Südliche Weinstraße sowie der
Stadtkreis Landau hinzugerechnet. Zu den In-
dikatoren zählen unter anderem der Anteil der
Beschäftigten in Zukunftsbranchen, die Zahl
der Ingenieure und demografische Daten.

Platz 9 für die
Region Karlsruhe

Baden-Baden (BNN). Ihre Gutmütigkeit ist
einer 61-Jährigen teuer zu stehen gekommen.
Nach Angaben der Polizei hatte die Frau vor
drei Tagen eine 40-Jährige aus dem ehemali-
gen Jugoslawien mit zwei männlichen Beglei-
tern in ihrer Wohnung in Baden-Baden aufge-
nommen. Am Dienstag wurde sie dort völlig
überraschend von einem der beiden Männer
niedergeschlagen und an einen Stuhl gefesselt.
Auch ihr 26-jähriger Sohn, der gegen 18 Uhr
von der Arbeit nach Hause kam, wurde von
den beiden niedergeschlagen und gefesselt.

Das Trio plünderte die Wohnung. Es flüchte-
te mit dem Auto der Geschädigten. Ein Bewoh-
ner des Mehrfamilienhauses hörte Klopf- und
Stöhngeräusche. Durch das Fenster sah er die
gefesselte 61-Jährige. Die Polizeibeamten lei-
teten sofort eine Fahndung ein.

Räuber-Trio fesselt
Frau in ihrer Wohnung

Ettlingen (BNN). Das 40-jährige Jubiläum
der Ulmer Eisenbahnfreunde ist noch einmal
Anlass für eine ganztägige Dampfzugfahrt am
Samstag, 8. Oktober, durch Baden-Württem-
berg. Abfahrt ist um 7 Uhr in Karlsruhe. Ziel
sind unter anderem Amstetten und Ulm. Die
Rückkehr ist gegen 21.30 Uhr geplant.

Am Sonntag, 9. Oktober heißt es dann „Mu-
sikdampf und Dampfmusik“ mit der Dixie-
band „Hardt Stompers“. Die Fahrt mit Bewir-
tung führt von Ettlingen-West (10 Uhr) über
Karlsruhe (10.30 Uhr) und Bruchsal (11.20
Uhr). Infos und Fahrkarten unter (0 15 77)
72 88 52 44 oder www.sonderzug24.de.

Mit der Dampflok
unterwegs im Ländle

Die Bundeskanzlerin nahm den von der Obst-
und Gemüse-Absatzgenossenschaft Nordba-
den/Bruchsal (OGA) spendierten Obstkorb mit
den roten Äpfeln dankend an und schaute inte-
ressiert in die von Gerner mitgebrachte Badi-
schen Neuesten Nachrichten mit einem frühe-
ren Artikel über die „Pro-Apfel-Aktion“. Sie
wollte von ihm wissen, wie er auf eine so „coole
Idee“ gekommen sei. Thomas Gerner wird von
der Regierungschefin sogar ihr Lieblingsrezept
bekommen. Sie versprach ihm, schon bald per-
sönlich zu schreiben. Wie Angela Merkel die
aktuelle AOK-Gesundheitsaktion und seine
initiierten „Pro-Apfel-Aktionen“ an Schulen

findet? „Das ist eine
überaus gute und
nachhaltige Sache.
Dass Sie in ihrem Vor-
haben so intensiv von
vielen Menschen un-

terstützt werden, freut mich für Sie“, lobte die
CDU-Vorsitzende, die sich im Anschluss voll
bepackt auf den Weg zur Parlaments-Abstim-
mung machte. Der in der Nähe stehende ge-
bürtige Hoffenheimer CDU/CSU-Fraktions-
vorsitzende Volker Kauder hatte, ebenso wie
Annette Schavan, die Bundesministerin für
Bildung und Forschung, die Geschehnisse ver-
folgt. Beide durften sich im Anschluss eben-
falls an den badischen Äpfeln laben, wobei
sich Kauder in „Wilhelm-Tell-Manier“ einen
Apfel auf den Kopf legte, was für allgemeine
Erheiterung sorgte.

Noch bevor Thomas Gerner von der Regie-
rungschefin empfangen wurde, war er zu Gast
beim Berliner Promifrisör Udo Walz in einer
seiner Salons auf dem Kurfürstendamm.

Philippsburg/Berlin (of). Wieso im Bundes-
tag badische Äpfel geknabbert wurden? Tho-
mas Gerner hat die Kanzlerin mit Obst be-
schenkt – und „den halben Bundestag“ dazu.
Der Vater zweier erwachsener Söhne arbeitet
als stellvertretender Gastronomieleiter und
Gesundheitsmanager im Wiesentaler SB-Wa-
renhaus Globus. Mit seiner privat initiierten
„Pro-Apfel-Aktion“ wirbt er für gesunde Er-
nährung und sorgt in der Region für Schlagzei-
len (die BNN berichteten). „Der Lebenswan-
del, vor allem die Ess- und Trinkgewohnheiten
sowie genügend Bewegung können Krankhei-
ten und Leiden lindern“, sagt der 48-jährige
Philippsburger. Poli-
tiker, Sportler, Unter-
haltungskünstler und
Sterneköche unter-
stützen ihn, loben und
befürworten sein En-
gagement. Jetzt hat der nimmermüde Aktio-
nist, das nächste Ding gedreht und Bundes-
kanzlerin Angela Merkel in Berlin mit badi-
schen Äpfeln sowie Saft der Streuobstinitiati-
ve im Stadt- Landkreis Karlsruhe versorgt.

Bundestagsabgeordneter Olav Gutting hatte
für einen Termin bei der Kanzlerin „zwischen
dem Empfang mit dem griechischen Minister-
präsidenten Georgios Papandreou und der
Euro-Rettungsschirm-Abstimmung“ gesorgt.
Im Reisegepäck Gerners befand sich neben ei-
nem Empfehlungsschreiben des Karlsruher
Oberbürgermeisters Heinz Fenrich („Die Akti-
on findet meine volle Unterstützung“) auch ei-
nes von Landrat Christoph Schnaudigel („zen-
trale Themen, denen wir uns auch auf der Ebe-
ne des Landkreises Karlsruhe annehmen“).

IN DER HAND den Korb mit den roten Äpfeln, der Blick geht jedoch in die BNN, die Kanzlerin Merkel
gemeinsam mit Thomas Gerner anschaut. Foto: Of

Einen Korb voll badischer Äpfel für die Kanzlerin
Philippsburger Thomas Gerner trifft Angela Merkel in Berlin und stellt seine Ernährungsinitative vor

Ein Schreiben
vom Landrat im Gepäck

Bad Schönborn-Mingolsheim (chi). Auf
diesen Tag haben viele Bad Schönborner
monatelang gewartet: Gestern startete die
zweite Erörterungsrunde für die Umge-
hungsstraße K 3537. Jeder, der beim
Karlsruher Regierungspräsidium (RP)
schriftlich einen Einwand gegen die geän-
derte Planung der Umgehung vorgebracht
hatte, war geladen und durfte sprechen.
„Der Erörterungstermin dient der Erörte-
rung“, erklärte die Vorsitzende Anke Beck
vom Planfeststellungsreferat des Präsidi-
ums. Bei einem solchen Termin werden
laut eines Sprechers des RP persönliche
Einladungen verschickt, wenn es höchs-
tens 50 so genannte Einwender gibt. Sind
es mehr, greift die Regel, den Termin öf-
fentlich bekannt zu geben. Für die K 3575
gingen über 100 Einwendungen ein.

Nicht ganz 100 Menschen sitzen gestern
in der Ohrenberghalle. Nicht wenige ha-
ben dicke Aktenordner dabei. Sie haben
nicht nur lange auf diesen Tag gewartet,
sondern sich auch vorbereitet. Wie sehr
vielen ihr Anliegen regelrecht unter den
Nägeln brennt, wird deutlich, als die sorg-
fältig ausgearbeitete Tagesordnung ziem-
lich schnell in sich zusammenbricht. Ei-
gentlich sollten die Vertreter vom Land-
ratsamt Karlsruhe, also dem „Vorhabens-
träger“, so formuliert es Anke Beck, erst-
mal einen Überblick geben. Wie sieht der
geänderte Plan genau aus? Patrick Boh-
ner, Leiter des Amtes für Straßen, kann
erläutern, dass laut Planänderung die alte
K 3575 nicht zurückgebaut wird, da gibt
es die erste Zwischenfrage, die direkt ans
Eingemachte geht: Wieso habe man sich
vor zehn Jahren dafür entschieden? Was
sei mit Variante eins passiert, die Kronau
westlicher umfahren wollte? Kronaus
Bürgermeister Jürgen Heß erklärt, dass
diese Variante wegen geänderter Flächen-
nutzungspläne nicht mehr möglich sei.

Trotzdem gibt es weitere Wortmeldun-
gen zum Thema. Der Hinweis der Vorsit-
zenden „Dazu kommen wir doch später
noch“ verhallte.

Viele Fragen
zur K 3575


